
ein ihr gegenüber benötigtes Beweismittel über ein zwi­
schen den Parteien unstreitiges Rechtsverhältnis zu be­
schaffen. Damit würde es der erhobenen Feststellungs­
klage an dem notwendigen Feststellungsinteresse fehlen. 
Aus diesen Gründen ist eine umfassende Aufklärung 
des Sachverhalts und Prüfung der Voraussetzungen der 
Feststellungsklage nach § 256 ZPO geboten.
Selbst wenn dem Kreisgericht die Tatsache des Straf- 
und des Ordnungsstrafverfahrens unbekannt gewesen 
sein sollte, so hätte es doch prüfen müssen, ob ein Fest­
stellungsinteresse im Sinne des § 256 ZPO bestand; denn 
das gehörte zur Schlüssigkeit der Klage, die auch für ein 
Anerkenntnisurteil notwendig ist.
Hinzu treten aber noch weitere Gesichtspunkte, die 
vor Erlaß des Anerkenntnisurteils im vorliegenden Fall 
die Durchführung einer Beweisaufnahme erfordert 
hätten. Ein rechtswirksames Anerkenntnis ist nur hin­
sichtlich solcher Ansprüche möglich, über welche die 
Parteien wirksam verfügen können. Für den Verkauf 
von Kraftwagen bildet aber bekanntlich der durch einen 
amtlich bestellten Sachverständigen zu ermittelnde 
Schätzwert den Höchstpreis. Eine Vereinbarung — also 
auch ein Anerkenntnis —, die den Taxpreis überschrei­
tet, ist daher nach § 134 BGB nichtig. Allgemein be­
kannt ist aber, daß Verkäufer gebrauchter Kraftwagen 
oftmals versuchen, diese zwingenden preisrechtlichen 
Vorschriften zu umgehen, insbesondere durch wirklichen 
oder auch nur behaupteten Mitverkauf von Ersatz- und 
Zubehörteilen. Das mußte auch dem Kreisgericht be­
kannt und ihm Veranlassung sein, die behauptete Preis­
vereinbarung auf ihre Zulässigkeit zu prüfen. Ein An­
erkenntnis des Klaganspruchs durch den Verklagten 
enthebt das Gericht nicht der Prüfung, ob die Erhebung 
des Klaganspruchs gegen den Zweck und Inhalt der 
Gesetze der DDR verstößt, und bindet in diesem Fall 
das Gericht nicht. Diesen Grundsatz hat das Oberste 
Gericht bereits in seinen Urteilen vom 11. September 
1952 - la Zz 23/52 - (NJ 1952 S. 489) und vom 14. Sep­
tember 1954 - 1 Zz 146/54 - (NJ 1954 S. 704) und weite­
ren Entscheidungen ausgesprochen.
Ein Anerkenntnisurteil, daß Ausdruck eines von der 
sozialistischen Gesetzlichkeit losgelösten Willens der 
Parteien ist, kann keinesfalls die Anforderungen, die 
an die gerichtliche Tätigkeit zu stellen sind, erfüllen 
(vgl. auch T h o m s ,  „Objektive Wahrheit und Aner­
kenntnisurteil“, NJ 1963 S. 686).

§13 Abs. 1 Buchst, a Aktenordnung; §263 ZPO; §§ 3, 
20 Ziff. 2, 74 Abs. 2 GKG.
1. Durch das Weglegen der Akten gemäß § 13 Abs. 1 
Buchst, a der Aktenordnung wird die Rechtshängigkeit 
eines Verfahrens nicht beseitigt, so daß es auf Antrag 
der Parteien jederzeit fortgesetzt werden kann.
2. Die Anberaumung der ersten mündlichen Verhand­
lung kann auch in den Fällen, in denen bereits eine 
Beweisgebühr fällig geworden ist, nur von der Einzah­
lung der Prozeßgebühr abhängig gemacht werden.
BG Leipzig, Beschl. vom 16. Mai 1967 — 7 BFR 32/67.

Der Kläger hat im August 1966 Ehescheidungsklage er­
hoben, die der Verklagten am 31. August 1966 zuge­
stellt worden ist. Am 18. Oktober hat das Kreisgericht 
die Erhebung von Beweisen angeordnet, so daß neben 
der Prozeßgebühr auch die Beweisgiebühr fällig gewor­
den ist. Da das Verfahren dann aber länger als drei 
Monate nicht mehr weiter betrieben worden ist, hat 
das Kreisgericht die Akten gemäß § 13 Abs. 1 Buchst, a 
der Aktenordnung weggelegt
Im März 1967 hat der Kläger um die Anberaumung 
eines Termins gebeten. Dieses Ersuchen hat das Kreis- 
gericht mit Beschluß vom 6. April 1967 zurückgewiesen, 
da das Verfahren durch das Weglegen der Akten erle­
digt sei. Im übrigen stehe der Anberaumung eines Ter­
mins auch entgegen, daß der Kläger die fällige Be­

weisgebühr nicht bezahlt habe. Er müsse daher eine 
neue Klage erheben, wenn er noch die Ehescheidung 
begehre.
Die gegen diese Entscheidung eingelegte Beschwerde 
des Klägers, mit der unter Hinweis auf die Rechts­
hängigkeit des Verfahrens die Aufhebung des Be­
schlusses des Kreisgerichts und die Ansetzung eines 
Termins beantragt wird, hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Die Aktenordnung für die Kreis- und Bezirksgerichte 
der DDR vom 3. Mai 1957 (Verfügungen und Mitteilun­
gen des Ministeriums der Justiz 1957 Nr. 4 u. 5) regelt 
das innerbetriebliche Aktenwesen bei diesen Gerich­
ten. Ihre Bestimmungen beeinflussen nicht die Ver­
fahrensvorschriften über die Beendigung des Rechts­
streits.
Daraus folgt, daß sich aus der Aktenordnung der Ge­
richte — abgesehen von einer vorläufigen Kosten­
abrechnung — auch keine rechtlichen Konsequenzen für 
die Prozeßparteien ergeben. § 13 der Aktenordnung ent­
hält lediglich für die Arbeit der Geschäftsstelle des 
Gerichts die Anweisung, was mit den Akten zu ge­
schehen hat, wenn das Verfahren z. B. länger als drei 
Monate nicht betrieben worden ist. In Eheverfahren 
läßt das insbesondere auf eine Aussöhnung der Par­
teien schließen. In einem solchen Fall g i l t  nach der 
Aktenordnung das Verfahren als erledigt. Diese Ver­
mutung ist aber jederzeit widerlegbar, so daß die 
Rechtshängigkeit nicht beseitigt ist, wie der Kläger 
zutreffend ausgeführt hat. Insoweit gelten die für das 
Gericht und die Prozeßparteien maßgeblichen prozeß­
rechtlichen Bestimmungen.
Der vom Kläger geltend gemachte Anspruch ist mit 
Zustellung der Klagschrift am 31. August 1966 rechts­
hängig geworden. Diese Rechtshängigkeit kann nur 
durch wirksame Klagerücknahme, eine übereinstim­
mende Erklärung der Parteien über die Erledigung 
der Hauptsache, ggf. durch Vergleich oder durch rechts­
kräftige Entscheidung beendet werden. Diese Voraus­
setzungen sind im vorliegenden Fall jedoch nicht ge­
geben. Der Hinweis des Kreisgerichts, erneut Klage zu 
erheben, ist somit unzutreffend, da dem die noch be­
stehende Rechtshängigkeit entgegensteht (§§ 263 ff. 
ZPO).
Der Antrag auf Fortsetzung des Verfahrens ist daher 
berechtigt, so daß auf die Beschwerde die angefochtene 
Entscheidung aufzuheben und das Kreisgericht zur 
Fortsetzung des Verfahrens gemäß § 575 ZPO anzuwei­
sen war.
Im übrigen kann aber die Fortsetzung des Verfahrens 
auch nicht davon abhängig gemacht werden, daß der 
Kläger die Beweisgebühr zahlt.
§ 3 des Gerichtskostengesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 5. Juli 1927 (RGBl. I S. 152) be­
stimmt, daß die Tätigkeit des Gerichts nur in dem 
Umfange von der Zahlung von Gebühren und Aus­
lagen abhängig gemacht werden darf, als das die Zivil­
prozeßordnung und das Gerichtskostengesetz zulassen. 
Gemäß § 20 Ziff. 2 GKG ist die Beweisgebühr mit der 
Beweisanordnung vom 18. Oktober 1966 zwar fällig ge­
worden und der Kläger damit verpflichtet, die Gebühr 
zu entrichten. Jedoch kann gemäß § 74 Abs. 2 GKG 
die Anberaumung der ersten mündlichen Verhandlung 
nur von der Zahlung der Prozeßgebühr abhängig ge­
macht werden, wobei unter den besonderen Voraus­
setzungen des Abs. 4 dieser Bestimmung auch diese 
Bedingung entfallen kann (vgl. N i e t h a m m e r ,  NJ 
1954 S. 303).

§§ 46, 22 URG.
1. Zur Verpflichtung des Autors, dem Verlag als 
Partner des Verlags Vertrages zu gewährleisten, daß er
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